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Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Zweckverbands für Rettungsdienst 
und Feuerwehralarmierung Amberg für das Haushaltsjahr 2019 

 
Der Landkreis Schwandorf als Verbandsmitglied des Zweckverbands für Rettungsdienst 

und Feuerwehralarmierung Amberg (ZRF Amberg) weist gemäß 
Art. 48 Abs. 3 Satz 4 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) 
darauf hin, dass die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 des ZRF Amberg im 

Amtsblatt der Regierung der Oberpfalz, Nr. 5/2019 amtlich bekanntgemacht wurde und 
am 1. Januar 2019 in Kraft getreten ist. 

 
Schwandorf, 16. Mai 2019 
Landratsamt Schwandorf 

Thomas Ebeling 
Landrat 

 
 
 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Schneeberger Gruppe 
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 

I. 
 
Auf Grund des § 16 der Verbandssatzung vom 27. Oktober 1967 und der Art. 40 ff. 

KommZG i.V.m. Art. 63 ff. der Gemeindeordnung hat die Verbandsversammlung des 
Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Schneeberger Gruppe in ihrer öffentlichen 

Sitzung vom 20. März 2019 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 be-
schlossen, die hiermit gemäß Art. 40 KommZG i.V.m. Art. 65 Abs. 3 GO bekanntgemacht 
wird: 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit festge-
setzt; er schließt 
 

im Verwaltungshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben mit  25.288,00 € 

und 
im Vermögenshaushalt  

in den Einnahmen und Ausgaben mit  11.603,00 € 
ab. 

§ 2 

 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht 

vorgesehen. 
§ 3 

 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
§ 4 

 
(1) Betriebskostenumlage   
Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben. 

 
(2) Investitionsumlage  

Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
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§ 5  
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan wird auf 3.000,00 € festgesetzt. 

§ 6  
 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

§ 7  
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2019 in Kraft. 
 

II. 

Das Landratsamt Schwandorf hat als Rechtsaufsichtsbehörde mit Schreiben vom 09. Mai 
2019, Az.: 2.1-941-2019/005600 festgestellt, dass die Haushaltssatzung keine nach Art. 

40 KommZG i.V.m. Art. 67 und 71 GO genehmigungspflichtigen Bestandteile enthält. 
 

III. 

Der Haushaltsplan liegt vom Tage nach der Veröffentlichung der Bekanntmachung eine 
Woche lang in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes bei der Verwaltungsgemeinschaft 

Oberviechtach, auf Zimmer-Nr. 37, während der allgemeinen Geschäftsstunden zur Ein-
sichtnahme auf. Während des Haushaltsjahres wird die Haushaltssatzung mit ihren An-
lagen zur Einsicht bereitgehalten (§ 4 Abs. 2. Bekanntmachungsverordnung – BekV). 

 
Oberviechtach, 21. Mai 2019  

Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Schneeberger Gruppe 
Meier 

Zweckverbandsvorsitzende 
 

 
 
Haushaltssatzung des Schulverbandes Winklarn für das Haushaltsjahr 2019 

I. 
 

Aufgrund des Art. 9 Abs. 9 des Bayerischen  Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) 
i.V.m. Art. 40 ff. des Gesetzes über die Kommunale Zusammenarbeit (KommZG) sowie 

der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) hat die Schulverbandsversammlung Winklarn 
in ihrer öffentlichen Sitzung am 27. März 2019 folgende Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2019 beschlossen, die hiermit gem. Art. 9 Abs. 9 BaySchFG, Art. 24 KommZG 

i.V.m. Art. 65 Abs. 3 GO bekannt gemacht wird: 
§ 1 

 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit festge-
setzt;  

er schließt  
im Verwaltungshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 234.421,00 € 
und 
im Vermögenshaushalt  

in den Einnahmen und Ausgaben mit  28.500,00 €  
ab. 
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§ 2 
 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht 
vorgesehen. 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

§ 4 
 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung 
von Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2019 auf 
148.671,00 € festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder 

des Schulverbandes umgelegt (Verwaltungsumlage).  
 

2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach 
dem Stand vom 01. Oktober 2018 auf 83 Verbandsschüler festgesetzt. 

 

3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 1.791,2169 € festgesetzt. 
 

4. Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben.  
§ 5 

 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan wird auf 30.000,00 € festgesetzt. 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

§ 7 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2019 in Kraft. 
II. 
 

Das Landratsamt Schwandorf hat mit Schreiben vom 09. Mai 2019, Az.: 2.1-941-
2019/005622, festgestellt, dass die Haushaltssatzung keine nach Art. 9 Abs. 9 BaySchFG, 

Art. 40 Abs. 1 KommZG i.V.m. Art. 67 und 71 GO genehmigungspflichtigen Bestandteile 
enthält. 

III. 
 

Der Haushaltsplan liegt vom Tage nach der Veröffentlichung der Bekanntmachung eine 

Woche lang in der Geschäftsstelle des Schulverbandes bei der Verwaltungsgemeinschaft 
Oberviechtach, auf Zimmer-Nr. 37, während der allgemeinen Geschäftsstunden zur Ein-

sichtnahme auf. Während des Haushaltsjahres wird die Haushaltssatzung mit ihren An-
lagen zur Einsicht bereitgehalten (§ 4 Abs. 2 Bekanntmachungsverordnung - BekV). 
 

Oberviechtach, 21. Mai 2019  
Schulverband Winklarn 

Meier 
Schulverbandsvorsitzende 
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Übungen von NATO-Landstreitkräften 

 
Die US Armee 1st Battalion, 214th Aviation Regiment, US Army Europe. Bases and he-

licopter types history (1-214 AVN), 12th CAB  (Combat Aviation Brigade) führt in der 
Zeit vom 

 
01. Juli 2019 – 31. Juli 2019 
 

eine Gefechtsübung durch. 
 

Bezeichnung: 
HFCA Landing Zone & Delta Sector Training 
 

Übungsraum: 
 

Die Übung findet im südlichen und östlichen Landkreisgebiet mit den Gemeinden Stadt 
Burglengenfeld, Stadt Teublitz, Stadt Schwandorf und Stadt Neunburg vorm Wald statt. 

 
Schwerpunkt des Manövers sind Hubschrauberlandungen auf vorgegebenen Landungs-
zonen. 

 
Im Rahmen des Manövers finden auch Nachtübungen statt. 

 
Voraussichtliche Ballungsräume und Straßen mit mehr als verkehrsüblicher Benutzung 
sind nicht gemeldet. 

 
Die Verkehrsteilnehmer werden gebeten im Übungsraum in dieser Zeit entsprechend vor-

sichtig zu fahren und auf verkehrsregelnde Hinweise zu achten. 
 
Die Bevölkerung wird gebeten, sich von Einrichtungen der übenden Truppen fernzuhal-

ten. Auf die von liegengebliebenen militärischen Sprengmitteln (Fundmunition und der-
gleichen) ausgehenden Gefahren wird ausdrücklich warnend hingewiesen.  

Unbefugter Umgang mit Sprengmitteln kann nach dem Waffengesetz und dem Spreng-
stoffgesetz strafrechtlich verfolgt werden. 
 

Übungsschäden sind innerhalb eines Monats nach Beendigung der Übung schriftlich bei 
der Gemeinde oder innerhalb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt, in dem der Geschä-

digte von dem Schaden und der beteiligten Truppe Kenntnis erlangt hat, schriftlich bei 
der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben Schadensregulierungsstelle Regionalbüro Süd 
Nürnberg, Rudolfstraße 28-30, 90489 Nürnberg (Tel. 0911/99261-0) geltend zu machen. 

 
Einwendungen oder einschränkende Bedingungen gegen diese Übung sind wegen der 

Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit direkt bei der Truppe anzumelden, ansonsten 
wird Fehlanzeige angenommen. 
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Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Zweckverbands zur Planung 
und Errichtung der Umfahrungsstraße Städtedreieck Burglengenfeld – 

Maxhütte-Haidhof – Teublitz 
 

Aufgrund Art. 18 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 20.06.1994 (GVBl. S. 555, ber. 1995 S. 98, BayRS 
2020-6-1-I), zuletzt geändert durch § 6 des Gesetzes vom 22.03.2018 (GVBl. S. 145) 

beschließt der Zweckverband zur Planung und Errichtung der Umfahrungsstraße Städte-
dreieck Burglengenfeld - Maxhütte-Haidhof – Teublitz folgende 

 
Satzung zur Änderung der Verbandssatzung 

§ 1 

Die Verbandssatzung des Zweckverbands zur Planung und Errichtung  
der Umfahrungsstraße Städtedreieck Burglengenfeld - Maxhütte-Haidhof – Teublitz 

vom 1. März 2019  wird wie folgt geändert: 
 
§ 17 Abs. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

 
§ 17 

Geschäftsstelle, Geschäftsleiter und Kassenverwaltung  
 

1Der Zweckverband unterhält eine Geschäftsstelle mit Sitz in Teublitz. 2Die Geschäfts-

stelle führt die laufenden Verwaltungsarbeiten des Zweckverbands einschließlich der Auf-
stellung des Haushaltsplans durch. Die Führung der Kassengeschäfte wird gegen ange-

messene Kostenerstattung auf die Stadtkasse Teublitz übertragen. 
 

§ 2 

Inkrafttreten 
Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 
Teublitz,  
Thomas Gesche 

Verbandsvorsitzender 
 

 
 

Entschädigungssatzung für den Zweckverband zur Planung und Errichtung der 
Umfahrungsstraße Städtedreieck Burglengenfeld - Maxhütte-Haidhof - Teublitz 
 

Der Zweckverband zur Planung und Errichtung der Umfahrungsstraße Städtedreieck 
Burglengenfeld - Maxhütte-Haidhof – Teublitz erlässt aufgrund Art. 30 Abs. 2 KommZG 

sowie Art. 20a und 23 GO und § 7 Satz 2 der Verbandssatzung gemäß Beschluss der 
Verbandsversammlung vom 09.05.2019 die folgende  
 

Satzung: 
 

§ 1 
Entschädigungsberechtigte 

Der/Die Verbandsvorsitzende und die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung wer-

den für die Teilnahme an Sitzungen und für die sonstige mit ihrem Amt verbundene 
Tätigkeit nach Maßgabe dieser Satzung entschädigt. Entsprechendes gilt für Stellvertre-

ter(innen), sofern ein Vertretungsfall vorliegt. 
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§ 2 

Auslagenersatz 
Der/Die Verbandsvorsitzende und die Verbandsräte erhalten für die Teilnahme an Sit-

zungen der Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse Ersatz ihrer Auslagen, insbe-
sondere Reisekostenvergütung nach den Bestimmungen des Bayerischen Reisekosten-
gesetzes. Dasselbe gilt für Verbandsräte, die Beamte oder Arbeitnehmer des durch sie 

vertretenen Verbandsmitgliedes sind. 
 

§ 3 
Entschädigung der Verbandsräte 

(1) Die Verbandsräte, die nicht gemäß Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes der 

Verbandsversammlung angehören, erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Ver-
bandsversammlung und ihrer Ausschüsse eine Sitzungsgeldpauschale. Die Sitzungsgeld-

pauschale wird auf 25,00 EUR festgesetzt. Sie verdoppelt sich, wenn die Sitzung länger 
als fünf Stunden dauert. 
 

(2) Soweit die Verbandsräte Lohn- oder Gehaltsempfänger sind, erhalten sie außerdem 
den entstandenen Verdienstausfall für die Dauer der Sitzung einschließlich einer ange-

messenen An- und Abreisezeit ersetzt. Der Betrag des entgangenen Lohns oder Gehalts 
ist durch Bescheinigung des Arbeitgebers nachzuweisen. 
 

(3) Soweit die Verbandsräte selbstständig tätig sind, erhalten sie für die durch die Teil-
nahme an den Sitzungen bedingte Zeitversäumnis eine Pauschalentschädigung von 

25,00 EUR je angefangene fünf Stunden Sitzungsdauer. Dies gilt nicht für Sitzungen, die 
ab 19:00 Uhr oder später beginnen oder an Samstagen, Sonntagen oder gesetzlichen 
Feiertagen stattfinden.  

 
(4) Verbandsräte, die keinen Anspruch auf Entschädigung nach den Absätzen 2 oder 3 

haben, denen aber im beruflichen und häuslichen Bereich durch die Teilnahme an den 
Sitzungen ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter 
Arbeitszeit oder das Heranziehen einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten 

eine Pauschalentschädigung wie selbstständig Tätige.  
 

(5) Wenn Verbandsräte zusätzliche Aufgaben übernehmen, die wesentlich über ihre Auf-
gaben als Verbandsräte hinausgehen, oder wenn sie als Ausschussvorsitzende bestellt 

sind, erhalten sie die doppelte Entschädigung nach Absatz 1. Die gleiche Entschädigung 
erhalten Verbandsräte als stellvertretende Ausschussvorsitzende für die Sitzungen, in 
denen sie den Ausschussvorsitz übernommen haben. Die Sätze 1 und 2 gelten auch bei 

der Wahrnehmung des Ausschussvorsitzes und der Stellvertretung durch Verbandsräte, 
die der Verbandsversammlung nach Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes angehö-

ren. 
 

§ 4 

Entschädigung des/der Verbandsvorsitzenden 
(1) Der/Die Verbandsvorsitzende erhält für seine/ihre Tätigkeit eine monatliche Pauscha-

lentschädigung in Höhe des jeweiligen Mindestsatzes für Dienstaufwands-entschädigun-
gen für die Beamten und Beamtinnen auf Zeit einer kreisangehörigen Gemeinde (Anlage 
2 zu Art. 46 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Wahlbeamte und Wahlbeamtinnen). 

 
(2) Seine/Ihre Stellvertreter/innen erhalten für ihre Tätigkeit eine monatliche Pauschal-

entschädigung in Höhe eines Drittels der Entschädigung nach Absatz 1. 
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§ 5 

Entschädigung des/der Geschäftsleiter(s)/in 
Der/Die Geschäftsleiter/in erhält für seine/ihre Tätigkeit eine Aufwandsentschädigung. 

Ihre Höhe wird durch Beschluss der Verbandsversammlung festgesetzt. 
 

§ 6 

Auszahlung der Entschädigungen 
Die nach Monatsbeträgen bemessenen Pauschalentschädigungen werden monatlich im 

Voraus ausgezahlt. Die übrigen Entschädigungen werden nachträglich nach Abrechnung 
gezahlt. 

§ 7 

In-Kraft-Treten 
Diese Satzung tritt am 02.03.2019 in Kraft.   

 
Teublitz,  
Thomas Gesche 

Verbandsvorsitzender 
 


